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Frage Nummer 43 
mit der dazu eingegangenen Antwort der Staatsregierung 

 

Abgeordneter 
Christian 
Zwanziger 
(BÜNDNIS 
90/DIE GRÜ-
NEN) 

Ich frage die Staatsregierung, in welchem Rahmen werden Auf-
lagen an die Tourismusbranche (Beherbergungsbetriebe, Be-
treiber von Infrastruktur wie Seilbahnen, Gastronomie usw.), 
die dem absolut unterstützenswertem Anliegen die Gesundheit 
der Gäste und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu schützen, 
dienen, laufend auf den neuesten wissenschaftlichen Sach-
stand überprüft bzw. gegebenenfalls angepasst, welche sach-
liche Begründung lässt in diesem Zusammenhang ein Beher-
berungsverbot, zumal noch abgestuft nach Herkunft in Bayern 
und dem restlichen Deutschland, in Abwägung zu anderen 
möglichen Maßnahmen als Mittel der Wahl zur Eindämmung 
eines Virus, das bereits jetzt in der Fläche verbreitet ist, er-
scheinen (bitte Abwägung verschiedener denkbarer Maßnah-
men erläutern) und inwieweit sieht die Staatsregierung die Not-
wendigkeit, Maßnahmen, wie das Verbot an Gastronomie De-
cken statt Heizpilze zur Verfügung zu stellen, wie es mindes-
tens teilweise in Bayern existiert, zu überdenken? 

 

Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium für Ge-
sundheit und Pflege 

1. In welchem Rahmen werden Auflagen an die Tourismusbranche laufend auf 
den neuesten wissenschaftlichen Sachstand überprüft bzw. gegebenenfalls an-
gepasst? 

Das Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) und das Staatsmi-
nisterium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi) überprüfen 
die Anforderungen laufend und passen sie an neue Erkenntnisse an. 

2. Welche sachliche Begründung lässt in diesem Zusammenhang ein Beherber-
gungsverbot, zumal noch abgestuft nach Herkunft in Bayern und dem restlichen 
Deutschland, in Abwägung zu anderen möglichen Maßnahmen als Mittel der 
Wahl zur Eindämmung eines Virus, das bereits jetzt in der Fläche verbreitet ist, 
erscheinen (bitte Abwägung verschiedener denkbarer Maßnahmen erläutern)? 
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Das Infektionsgeschehen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 entwickelt sich 
derzeit weltweit und innerhalb der Bundesrepublik Deutschland sehr dyna-
misch. Die Erfahrungen, insbesondere nach Ende der Sommerferien, haben 
diese Dynamik verdeutlicht. Es erfolgte ein realer Anstieg von SARS-CoV-2-
Infektionen in Deutschland aufgrund von Rückreisenden aus Risikogebieten. 

Vor diesem Hintergrund prüft die Bundesregierung fortlaufend, inwieweit Ge-
biete im Ausland ein solches erhöhtes Infektionsrisiko aufweisen. Die Infekti-
onsausbreitung innerhalb der Bundesrepublik unterscheidet sich nicht grund-
sätzlich vom internationalen Geschehen. 

Es besteht die Gefahr, dass insbesondere durch den verstärkten Reiseverkehr 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland mit Beginn der Herbstferien das In-
fektionsgeschehen wieder insgesamt stark zunimmt. 

Durch das Beherbergungsverbot soll eine Verbreitung des Coronavirus aus Ri-
sikogebieten möglichst wirkungsvoll, aber unter Abwägung sämtlicher betroffe-
ner Belange unterbunden werden. Eine noch einschneidendere, ebenfalls 
grundsätzlich geeignete Maßnahme würde ein Einreiseverbot darstellen. Ein 
solches würde aber über touristische Verkehre hinaus auch anderweitige Rei-
setätigkeiten, insbesondere solche aus beruflichen Anlässen, erschweren. 

3. Inwieweit sieht die Staatsregierung die Notwendigkeit Maßnahmen wie das Ver-
bot an Gastronomie. Decken statt Heizpilze zur Verfügung zu stellen, wie es 
mindestens teilweise in Bayern existiert, zu überdenken? 

StMWi und StMGP prüfen derzeit, inwieweit die Vorkehrungen dahingehend ge-
ändert werden, dass die Bereitstellung von Decken ermöglicht wird. 

 

Ergänzende Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie 

Das StMWi prüft fortlaufend, ob aufgrund von Rückmeldungen von Verbänden, Un-
ternehmern und Gästen eine Änderung der Vorschriften der Verordnung und Rah-
menhygienekonzepte veranlasst ist und regt ggf. Änderungen beim StMGP und den 
laufenden Abstimmungen der Staatsregierung an. Änderungen werden im Minister-
rat beschlossen. Das StMGP steht diesbezüglich in engem Austausch mit dem Ro-
bert Koch-Institut (RKI) sowie mit dem Landesamt für Gesundheit und Lebensmit-
telsicherheit (LGL). Das LGL ist die zentrale Fachbehörde des Freistaates Bayern 
für Lebensmittelsicherheit, Gesundheit, Veterinärwesen sowie Arbeitsschutz und 
Produktsicherheit. Die mit den anderen Ressorts abgestimmten Vorgaben zu  
Hygiene und Infektionsschutz werden regelmäßig entsprechend der aktuellen Ent-
wicklungen hinsichtlich der wissenschaftlichen Grundlagen und Bewertungen über-
arbeitet. 

Da das Beherbergungsverbot derzeit ausgelaufen ist, gehen wir davon aus, dass 
die Frage insoweit nicht mehr aktuell ist. 

 

 


